
Der lange
Kampf der

schwer Kranken

ie Schreiben füüf llen bereits
mehrere AkkA tenordner.
Anträge, der Briefwwf echsel
mit den Behörden, ärztli-
che Gutachten, Wider-
sprüche, Reha-Berichte,
Anwaltsrechnungen. Seit

Jahren schon liegt Ingo Philippmit dem So-
zialamt des Landkreises Sächsische
Schweiz im Clinch. Der 54-Jährige aus
Wilsdruffff ist gezeichnet von seinen schwe-
ren Erkrankungen, hat Pfllf egegrad drei.
Nur 100 Meter am Stück zu laufen, strengt
ihn an. Eine Besserung ist nicht zu erwwr ar-
ten, Linderung höchstens. Doch der Wille
zumKämpfen ist noch immer da.

Dabei möchte Philipp nur das, was ihm
laut Gesetz zusteht: einen entsprechenden
Grad der Behinderung (GdB) als Anerken-
nung seiner gesundheitlichen Einschrän-
kungen sowie ein entsprechendesMerkzei-
chen auf dem Schwerbehindertenausweis,
damit er sogenannte Nachteilsausgleiche
füüf r krankeMenschen in Anspruch nehmen
kann. „Ich füüf hle mich ungerecht behan-
delt. Das möchte ich nicht hinnehmen“,
sagt Philipp, der sich längst einen Fachan-
walt füüf r Sozialrecht zur Hilfe genommen
hat. Noch immer sind Verfahren offff en.

Mit seinem Schicksal ist Ingo Philipp
nicht allein. Im vergangenen Jahr wuuw rden
in Sachsen nach Angaben des Kommuna-
len Sozialverbandes 80.163 Anträge auf ei-
nen Grad der Behinderung gestellt – dazu
zählen Erstanträge ebenso wie Neufeststel-
lungsanträge. 12.561 Widersprüche wuuw r-

den bearbeitet, 9.906 davon abgelehnt. Da-
bei gibt die sogenannte Versorguug ngsmedi-
zin-Verordnung die Höhe eines GdB füüf r be-
stimmte Erkrankungen verbindlich vor.
Weder die Behörden noch die Gerichte dür-
fen davon abweichen.

Der lange Leidensweg des Wilsdruffff ers
begann im Jahr 2000, als er sich ein Hand-
gelenk brach. Damals war er selbstständig,
füüf hrte eine kleine AkkA ustik- und Trocken-
baufiif rma. Dann erlitt er eine Arthrose in
der rechten Schulter, erkrankte an Borre-
liose, die im tropenmedizinischen Institut
behandelt werden musste. Schließlich gab
Philipp seine Selbstständigkeit auf, ging in
die Schweiz arbeiten, sah seine Frau und
die drei Töchter nur selten. Dann ein Band-
scheibenvorfall in der Halswirbelsäule, die
Ärzte setzten ihm zwei Endoprothesen ein.
Philipp wuuw rde arbeitsunfääf hig – und bekam
einen Grad der Behinderung von 30 aner-
kannt. Da lebte er schonwieder in Sachsen.

AllA s es ihm 2009 gesundheitlich besser
ging, absolviiv erte er eine einjährige Weiter-
bildung imHolzschutz, fandArbeit in einer
Firma, die er kannte. Wirtschafttf lich lief es
schlecht, Philippwuuw rde arbeitslos, rutschte
drei Jahre lang in Hartz IVVI . Doch er kämpf-
te, fand einen neuen Job in der Firma eines
Freundes. Dann der Rückschlag: erst ein
Bandscheibenvorfall in der Brustwwt irbelsäu-
le, ein Jahr später in der Lendenwirbelsäu-
le. Nach mehreren Operationen versteifttf e
sich der Körper von Ingo Philipp zuneh-
mend. Er hatte unerträgliche Schmerzen,
musste das Laufen neu erlernen. Im April
2018 erlitt Philipp einen Herzinfarkt, zwei
Stents wuuw rden ihm eingesetzt. Wenig spä-
ter diagnostizierten die Ärzte RhhR euma.
Was kann ein Körper alles aushalten?

Und parallel der Ärger mit den Behör-
den. Immer wieder musste sich Ingo Phi-
lippmit dem Sozialamt auseinandersetzen.
Er stellte Anträge auf Höherstufuuf ngen sei-
nes GdB, auf Neufeststellungen. AllA s sie ab-
gelehnt werden, kämpfttf e er sich durch lei-
digeWiderspruchsverfahren. „Ich verstehe
das nicht“, sagt Philipp. „Sollte man kran-
ken Menschen nicht lieber helfen, anstatt
ihnen Steine in denWeg zu legen?“

und 7,9 Millionen schwer-
behinderte Menschen le-
ben in Deutschland. Das be-
deutet, fast jeder Zehnte ist
betroffff en. In Sachsen sind
es knapp 420.000 Men-
schen. Die Zahlen stammen

von Ende 2019, neuere gibt es nicht. Laut
Sozialrecht liegt eine Behinderung vor,
wenn jemand eine oder mehrere Beein-
trächtiguug ngen hat, die länger als sechs Mo-
nate anhalten. „Die Teilhabe am gesell-
schafttf lichen Leben muss beeinträchtigt
sein“, sagt Matthias Herberg, Fachanwalt
füüf r Sozialrecht inDresden.

Wer einen Grad der Behinderung fest-
stellen lassen will, stellt dafüüf r einen Antrag
beim Sozialamt seiner Gemeinde. Der GdB
kann zwischen 20 und 100 betragen. Ab ei-
nem Wert von 50 gilt man als schwerbe-
hindert und erhält einen Schwerbehinder-
tenausweis. Liegt der GdB darunter, erhält
man einen Bescheid. Je höher der GdB ist,
umso mehr profiif tieren die Betroffff enen –
etwwt a durch Steuererleichterungen, einen
erhöhten Kündiguug ngsschutz, die Befreiung
von Rundfuuf nkgebühren, Freifahrten mit
öffff entlichen Verkehrsmitteln oder Parker-
leichterungen. Daher kommt es häufiif g zu
juristischem Streit. Die Sozialgerichte im
Freistaat mussten sich 2020 mit 1.647 ent-
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Von Kornelia Noack

Ingo Philipp aus Wilsdruur ff ist unheilbar krank. Wie über 80.000 Sachsen im Jahr
hat er einen Behindertengrad beantragt. Doch die Anerkennung ist ofttf mühsam.

sprechenden Klagen auseinandersetzen.
Doch wie stellt die Verwwr altung die Hö-

he des GdB fest und warum fallen die Ent-
scheidungen – teilweise von Landkreis zu
Landkreis – so unterschiedlich aus? „Die
Kunst liegt darin, die richtige Zuordnung
vorzunehmen und die Funktionsein-
schränkungen in ihrer Gesamtheit richtig
zu gewichten“, sagt Herberg. Es erfolge kei-
ne reine Addition der Einzelwerte, die in
der Versorguug ngsmedizin-Verordnung auf-
gelistet sind. Dies klingt kompliziert – und
ist es im Einzelfall auch. „In der Regel ori-
entiert man sich an dem höchsten Einzel-
wert und schaut, ob hier noch eine Verstär-
kung aufgrund einer weiteren Erkrankung
eintritt. So kann aus einem Einzel-GdB von
30 mit einem Einzel-GdB von 20 ein Ge-
samt-GdB von 40 werden, muss es aber
nicht“, erklärt Herberg. Problematisch ist:
Die Entscheidung erfolgt ausschließlich
auf der Grundlage von Arztberichten. Eine
Beguug tachtung fiif ndet nicht statt.

Was viele nicht wissen: Im Prinzip kann
jede Krankheit, ob körperlicher oder psy-
chischer Art, einen GdB begründen. Auch
chronische Erkrankungen wie Bluthoch-
druck, RhhR euma, Bronchialasthma und Na-
sennebenhöhlenentzündung können zu
einer Schwerbehinderung füüf hren. Beispiel:
Eine Migräne mit stark ausgeprägten Be-
gleiterscheinungen kann einen GdB von 50
bis 60 begründen. Bei einer chronischen
Harnblasenentzündung und Schrumpfbbf la-
se liegt der GdB zwischen 50 und 70. Auch
Menschen mit stark ausgeprägter AkkA ne ha-
benmitunter einenGdB von 50.

ine Besonderheit gilt bei Tu-
morerkrankungen. „Egal, ob
Brust- oder Prostatakrebs,
hier wird in der Regel eine
Schwerbehinderung festge-
stellt. Die gilt jedoch vorerst
nur in der sogenannten Hei-

lungsbewährung füüf r füüf nf Jahre“, sagt Her-
berg. Danach werde überprüfttf , welche
Funktionseinschränkungen noch vorhan-
den sind. „Sollte eine Wiedererkrankung
ausbleiben, sinkt der GdB häufiif g unter 50,
sodass die Schwerbehinderteneigenschafttf
aberkannt wird.“ Diese Entscheidung wer-
de jedoch häufiif g nicht akzeptiert. „Gestrit-
ten wird zudem ofttf um die Bewertung von
seelischen Störungen, Wirbelsäulenbe-
schwerden und Diabetes“, sagt Herberg. So
sei etwwt a bei der Zuckererkrankung die In-
sulingabe mit mindestens vier Insulinin-
jektionen nicht ausreichend füüf r die Fest-
stellung eines GdB von 50. Zusätzlich müs-
se eine Beeinträchtiguug ng der Teilhabe am
gesellschafttf lichen Leben vorliegen. Doch
das sei nur selten nachweisbar.

Neben der Höhe des GdB prüfttf das So-
zialamt, ob die Voraussetzungen füüf r eines
der Merkzeichen vorliegen. H steht zum
Beispiel füüf r Hilfllf osigkeit, Bl füüf r blind. Diese
werden auf dem Schwerbehindertenaus-
weis oder Bescheid vermerkt und können
weitere Vergüüg nstiguug ngen bringen. Nicht
selten füüf hrt dies zu juristischen Auseinan-
dersetzungen. Am häufiif gsten wird um das
Merkzeichen G füüf r eine Gehbehinderung
gekämpfttf . Wer es auf seinem Ausweis ste-
hen hat, kann bundesweit kostenfrei den
Nahverkehr nutzen. AllA ternativ kommt ei-
ne Befreiung von der Kfz-Steuer infrage.

Wer Anspruch auf einen Schwerbehin-
dertenparkplatz haben will, benötigt das
Zeichen aG. „Das kommt aber nur in Be-
tracht, wenn eine erhebliche mobilitätsbe-
zogene Teilhabe-Beeinträchtiguug ng mit ei-
nem GdB von mindestens 80 festgestellt
worden ist“, so Herberg. Liege dieser nicht
vor, mache es gar keinen Sinn, um das aG
zu streiten. Zudem müsse eine so schwere
Einschränkung vorliegen, dass nur noch
wenige Schritte bewältigt werden können
– und auch nur mit fremder Hilfe oder gro-
ßer Anstrenguug ng. „Das festzustellen, ist
schwierig. Es sollte hier bei Gericht immer
einen Test geben. Befuuf nde geben ofttf nicht
das tatsächliche Bildwider“, sagt Herberg.

Ingo Philipp kämpfttf seit Monaten um
das Merkzeichen aG, das Klageverfahren
läufttf bereits. Er will nicht aufgeben – ob-
wohl sich sein Gesundheitszustand weiter
verschlechtert. Im Januar stürzte er und
musstemit dem Rettungshubschrauber ins
Uniklinikum Dresden gefllf ogen werden.
Die Ärzte stellten unter anderem drei wei-
tere Bandscheibenvorfääf lle fest. Doch nach
wie vor geht Philipp einer Beschäfttf iguug ng
nach. Die behindertengerechte Ausstat-
tung seines Arbeitsplatzes hat er im Zuge
der „Teilhabe am Arbeitsleben“ bei der
Deutschen Rentenversicherung Mittel-
deutschland gerichtlich erstritten.

Haus und Grundstück haben seine Frau
und er im Frühjahr verkaufttf . 17 Jahre
wohnten sie dort, lebten ihren Traum. Das
Grundstück liegt versteckt auf einem Hü-
gel im Grüür nen, von der Terrasse blicktman
direkt in den Tharandter Wald. Nun leben
sie in einer Wohnung in Radeberg – barrie-
refrei. Im AllA ltag braucht Ingo Philipp viiv el
Unterstützung. Seine mühsamen Kämpfe
gegen den Landkreis hat er so guug t wie al-
lein gekämpfttf : „Und ich war immer erfolg-
reich. Aber ich hätte ja auch nie um etwwt as
gestritten, wasmir nicht zusteht.“

Teil 2 nächste Woche: Unkündbar, mehr Urlaub: Was ist
dran an den Sonderrechten für Schwerbehinderte?

E

p Der Antrag: Wer einen Grad der Behin-
derung feststellen lassen will, muss ei-
nen Antrag beim zuständigen Sozialamt
stellen. „Man sollte seine persönliche
Betroffenheit deutlich machen und be-
schreiben, wie die Krankheit den Alltag
beeinträchtigt“, sagt Ralph Beckert vom
Sozialverband VdK, der Menschen dabei
unterstützt. „Wichtig ist, die Kontaktda-
ten aller Ärzte zu nennen“, sagt Be-
ckert. „Unterlagen müssen nicht beige-
fügt werden, da sich die Behörden die
Befunde einholen.“ Aber: Je mehr Doku-
mente der Gutachter zur Verfügung hat,
umso umfassender kann er sich ein Bild
machen. Es kann also nicht schaden,
ärztliche Gutachten, Laborbefunde,
Röntgenbilder, Entlassungsberichte bei-
zulegen. Hilfreich kann auch eine Stel-
lungnahme des Hausarztes sein.
p Der Widerspruch: Sollte der Antrag ab-
gelehnt werden, kann innerhalb eines
Monats Widerspruch eingelegt werden.
Die Widerspruchsbehörde ist in Sachsen
der Kommunale Sozialverband (KSV).
Der KSV erlässt den Bescheid, gegen
den am Sozialgericht geklagt werden
kann. Das Gerichtsverfahren ist kosten-

frei. Ratsam ist die Vertretung durch ei-
nen Fachanwalt für Sozialrecht.
p Der Verschlimmerungsantrag: Diesen
kann stellen, wer keine Klage erheben
möchte. Die Behörde ist verpflichtet, die
nun vorgelegten Befunde zu bewerten.
Gegen die GdB-Feststellung kann wieder
Widerspruch erhoben werden. Das Amt
ist ebenso berechtigt, jederzeit eine
Nachprüfung vorzunehmen. Bei einer
nachgewiesenen Besserung kann das
Sozialamt den GdB herabsetzen. Dage-
gen ist ein Widerspruch möglich. Dieser
hat ebenso wie eine Klage aufschieben-
de Wirkung – die Zeit des Verfahrens
spielt also für den Betroffenen. (kno)

Antrag abgelehnt – und nun?
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Hilfe,Handicap!
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Merkzeichen
Buchstabe …steht für

G

erheblich be-
einträchtigt in
der Bewegungs-

fähigkeit

aG
außergewöhnliche
Gehbehinderung

H Hilflosigkeit
Bl Blindheit
Gl Gehörlosigkeit
TBI Taubblindheit
B Begleitperson
1. Kl 1. Klasse

R/F
Rundfunk/
Fernsehen

EB

Entschädigungs-
berechtigt (nach
Bundesentschädi-
gungsgesetz)

VB
Versorgungs-
berechtigt

(c) Sächsische Zeitung, Ausgabe Dresden 29.05.2021 www.saechsische.de

(c) Sächsische Zeitung, alle Rechte vorbehalten Eine Weitergabe an Dritte ist nicht gestattet.




